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1. Kapitel 

Einleitung und Grundlegung 

§ 1 Problemstellung und Vorgehensweise 

Der Einsatzbereich elektronischer Kommunikation nimmt stetig zu und reicht 
von einem bloßen Transportmittel wie bei Telefax über Zwischenformen wie E -
Mail und Online-Angeboten bis hin zu weitgehend automatisierten Formen, bei 
denen Computer, oder genauer, programmgesteuerte Anwendungen, ohne direk-
te menschliche Beteiligung miteinander »kommunizieren«. Beispielsweise durch-
suchen »elektronische Agenten« das Internet nach günstigen Angeboten und 
schließen nach erfolgreicher Suche Verträge mit den »elektronischen Agenten« 
der Anbieterseite ab. Die neue virtuelle Netzwelt trifft auf ein Bürgerliches Ge-
setzbuch, zu dessen Entstehungszeit gerade der Fernsprecher erfunden war. 

Immer wieder ist es gelungen, neue Entwicklungen in das B G B zu integrieren. 
Mit der elektronischen Kommunikation, dem Einsatz der Informationstechnolo-
gie beim Zustandekommen und der Abwicklung von Verträgen, steht es vor einer 
weiteren Herausforderung, deren Tragweite erst allmählich klar wird. Die techni-
sche Entwicklung erfolgt derart rasant, daß zur Entscheidung anstehende Fälle be-
reits wieder einen veralteten Stand der Technik betreffen. Auch versuchen die Ge-
richte oft, durch Anwendung bekannter Grundsätze auf die neuen, technisch ge-
prägten Handlungsformen, deren Vergleichbarkeit mit bekannten Formen man 
erkannt zu haben glaubt, die bestehenden Interessen zum Ausgleich zu bringen. 

Motivation für die vorliegende Untersuchung bietet zum einen die zunehmende 
Prägung des Vertragsrechts im Bereich elektronischer Kommunikation durch eine 
intensive Regelungstätigkeit des nationalen und vor allem des europäischen Ge-
setzgebers, die beide die Notwendigkeit der Schaffung eines angemessenen und 
innovationsfördernden rechtlichen Rahmens für den Einsatz der Informations-
technologie erkannt haben.1 Die Kehrseite ist, daß die Resultate einerseits oft als 
unausgereift kritisiert werden, andererseits oft Einzelprobleme regeln, ohne daß 

1 Informations- und Komraunikationsdienstegesetz ( I u K D G ) vom 1.8. 1997, B G B l . I 1997, 
1870; Richtlinie 9 7 / 7 / E G des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17.2. 1997 über den 
Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, AB1EG Nr. L 144 v. 4 .6 . 1997, S. 19; 
Richtlinie 2 0 0 0 / 3 1 / E U vom 8.6. 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Infor-
mationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 
(»Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr«), A B l E G Nr. L 178/1 vom 17.7. 2000, 
N J W Beilage zu Heft 36/2000; Richtlinie 1 9 9 9 / 9 3 / E G vom 13.12. 1999 über gemeinschaftliche 
Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen, A B l E G Nr. L 13/14 vom 19.1. 2000. 
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die systematische Einbindung in ein Gesamtkonzept gewährleistet ist oder auch 
nur bedacht wurde. Zum anderen wird in der rechtswissenschaftlichen Diskus-
sion die Wirksamkeit einer elektronischen Willenserklärung kaum mehr in Zwei-
fel gezogen.2 Begründungen dafür werden jedoch entweder nicht gegeben oder er-
schöpfen sich in allgemeinen Verweisen auf Willensprinzip und Privatautonomie. 

Diese Situation ist Anlaß für eine tiefergehende Untersuchung, die methodisch 
geleitet die Veränderungen durch die Informationstechnologie in theoretischer 
und praktischer Hinsicht analysieren und deren Auswirkungen auf die Konzep-
tion der Willenserklärung beleuchten soll. Angesichts der raschen Veränderungen 
der Technik muß sich eine solche Untersuchung zwangsläufig auf einem gewissen 
Abstraktionsniveau bewegen und generellen Strukturfragen widmen. Anders als 
in der oft hitzigen Diskussion aktueller informationsrechtlicher Probleme sollen 
deshalb bei der Untersuchung auch die Wertungsgrundlagen des Vertragsrechts, 
oder für das deutsche Recht allgemeiner der Rechtsgeschäftslehre, im Vorder-
grund stehen und Grundlinien für die Verarbeitung der Auswirkungen der Infor-
mationstechnik herausgearbeitet werden. 

Verfolgt man die Diskussionen im einschlägigen Rechtsbereich, der heute auch 
als »Informationsrecht« bezeichnet wird,3 kann man oft den Eindruck gewinnen, 
die Erörterung der rechtlichen Probleme finde in einem der »virtuellen Welt« ent-
sprechenden neuen Rechtsraum statt, ohne daß Anschlußmöglichkeiten an beste-
hende Regeln und Grundsätze erwogen werden. Angesichts der Geschichte des 
B G B und seiner Anpassungsfähigkeit ist aber eine Rückbindung an die überkom-
mene Dogmatik nicht nur möglich, sondern wird für die vorliegende Untersu-
chung auch bewußt gesucht. Zum einen darf sich das Informationsrecht nicht iso-
lieren und von der allgemeinen Rechtsentwicklung abkoppeln. Zum anderen wer-
den die derzeit noch eher in speziellen Fachkreisen diskutierten Probleme des 
Informationsrechts von den jeweiligen traditionellen Rechtsgebieten aufgegriffen 
und in die überkommene Dogmatik integriert werden. Auch für die Rechtsge-
schäftslehre liegt der Grund dafür in der steigenden Bedeutung der Informations-
technologie und elektronischer Kommunikationsformen, die eine entsprechende 
Integration notwendig machen, will diese ihre Allgemeingültigkeit behalten. Die 
Rechtsinformatik kann hier eine Bindegliedfunktion haben.4 Diese Untersuchung 
soll einen Beitrag zu dem Integrationsprozeß leisten. 

Die methodische Herausforderung, die eine solche Untersuchung darstellt, 
kann allerdings leicht den Rahmen auch einer solchen Arbeit sprengen. Neben der 
rechtlichen Problematik müssen auch die sich rasant verändernde Technik und in-

2 Auch der Bundesgerichtshof hat nunmehr die Wirksamkeit einer elektronischen Willenser-
klärung ausdrücklich anerkannt, B G H , Urteil vom 7.11. 2001, Az. VIII ZR 13/01, JZ 2002, * = 
N J W 2002, *. 

3 Vgl. dazu Kilian, in: Kilian/Heussen (Hrsg.), Computerrechtshandbuch, Einführung, 
m.w.Nachw. 

4 Vgl. Kilian, Warum Rechtsinformatik?, C R 2001, 132, 134f. 
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terdisziplinäre Aspekte einbezogen werden. Manches muß dann Fragment blei-
ben. 

Norbert Bolz hat die Auswirkungen der technischen Entwicklung wie folgt ge-
kennzeichnet: »Die Welt der neuen Medien hat von Subjekt auf System und von 
Subjekt-Objekt-Beziehungen auf den Regelkreis Mensch-Welt umgestellt«.5 Und 
weiter resümiert er: »Der Mensch ist nicht mehr Werkzeugbenutzer, sondern 
Schaltmoment im Medienverbund«.6 Dieser kulturelle Paradigmenwechsel ist we-
sentlich bedingt durch zwei Arten der »elektronischen Extensionen«7 des Men-
schen: der Erweiterung unseres zentralen Nervensystems durch den Einsatz von 
Elektronik als Hilfsmittel und dem Transfer des Bewußtseins in den Computer 
durch elektronische Simulation. 

Damit wird bereits angedeutet, daß die Veränderungen durch den Computer bis 
hin zu den Möglichkeiten von Erfahrung und Erkenntnis reichen und damit 
grundlegende philosophische Fragen aufwerfen. Diese sind auch nicht ohne Be-
deutung für das Vertragsrecht, wenn man nur bedenkt, daß das »Innen-Außen-
Modell« der Welt, das wesentlichen Einfluß auf die Rechtsgeschäftslehre gehabt 
hat, bereits in der Philosophie überholt war, als es im 19. Jahrhundert populär wur-
de.8 Obwohl diese Thematik einen gewissen Reiz hat, wird sich diese Arbeit nicht 
mit philosophischen Fragen befassen, sondern einen Beitrag zur Entwicklung der 
Lehre von Rechtsgeschäft und Vertrag in Anbetracht der Entwicklungen der In-
formationstechnologie leisten. 

Die angeschnittene Problematik kann allerdings nicht völlig ausgeklammert 
werden. Zum einen drängt sich durchaus die Frage auf, warum denn nicht auch ei-
ne künstliche Einheit als Rechtssubjekt anerkannt werden könnte. Damit ist letzt-
lich auch die Frage nach dem Charakter der zivilrechtlichen Handelnsordnung 
aufwirft. Stellt das derzeitige Zivilrecht nach bisheriger Ansicht ein Recht der pri-
vaten Rechtsbeziehungen zwischen menschlichen Akteuren dar, so könnte die da-
durch geprägte Struktur des Zivilrechts mit Zuschreibung von Verantwortung an 
Menschen durch eine andere Struktur abgelöst werden, die den sich entwickeln-
den Mensch-Maschine-Systemen im Medienverbund eher gerecht wird. 

Damit ist die Frage nach der Methodik der Untersuchung gestellt. Die aufge-
worfenen Fragen sind durchaus unterschiedlich zu beantworten, je nachdem ob 
sie unter philosophischen, ökonomischen oder sozialwissenschaftlichen Perspek-
tiven betrachtet werden. Die philosophischen Grundlagen des B G B sind bekannt 
und bilden das Fundament der rechtsdogmatischen Ausformung des Vertrags-
rechts. Zunehmend werden vertragsrechtliche Problemstellungen unter ökono-
mischen Gesichtspunkten analysiert, wobei aber der Erkenntniswert der verschie-

5 N. Bolz, Computer als Medium - Einleitung, in: Bolz/Kittler/Tholen (Hrsg.), Computer als 
Medium, München 1994, S.9. 

6 N. Bolz, in: Bolz/Kittler/Tholen (Hrsg.), Computer als Medium, S.9, 13. 
7 N. Bolz, in: Bolz/Kittler/Tholen (Hrsg.), Computer als Medium, S. 9. 
8 Vgl./ . Schapp, Grundfragen der Rechtsgeschäftslehre, Tübingen 1986, S.29. 
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denen Richtungen unterschiedlich beurteilt wird.9 Eine sozialwissenschaftliche 
Theorie des Vertrages existiert allenfalls in Ansätzen.10 Daß soziale Realität und zi-
vilrechtliches Modell, die bereits zum Zeitpunkt des Erlasses des B G B auseinan-
derfielen, sich im Verlaufe dieses Jahrhunderts noch weiter auseinander entwickelt 
haben, ist ebenso anerkannt, wie die Versuche von Gesetzgebung und Rechtspre-
chung, dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Parallel dazu erfolgten Ausdiffe-
renzierungen in der juristischen Methodenlehre und Rechtstheorie. Nun kündigt 
sich mit der »zweiten industriellen Revolution« im Zuge der Entwicklung und 
Verbreitung von Informationstechnik ein weiterer grundlegender gesellschaftli-
cher Wandel an, der die Frage nach den Auswirkungen auch auf das Zivilrecht auf-
wirft. 

Gegenstand der Untersuchung ist die Rechtsdogmatik des Vertrags und der 
Rechtsgeschäftslehre. Die Willenserklärung ist das juristische Konzept, das an 
menschliches Handeln anknüpft und dieses für das Rechtssystem verwertbar 
macht, in dieses integriert und darauf eine menschliche Handelnsordnung aufbaut. 
Damit ist die Unterscheidung von rechtlicher Ordnung und sozialer Wirklichkeit 
ebenso aufgezeigt wie die Notwendigkeit einer Verknüpfung beider. Juristische 
Dogmatik muß immer an Erscheinungen der »Realität« anknüpfen, sei es auf der 
Ebene der Wertungen, sei es auf der Ebene des Tatbestands. Diese fließen in unter-
schiedlichem Grade, implizit oder explizit, in die juristische Betrachtung ein. Dies 
wird zum Teil mit dem Konzept eines zugrundeliegenden »Modells« beschrieben, 
wie etwa bei dem bereits angesprochenen »Sozialmodell« des B G B , dessen mehr 
oder weniger große Abweichung von der Realität Gegenstand von Untersuchun-
gen war und ist." Vertrag und Vertragsrecht lassen sich in einen funktionalen Be-
zug stellen, sowohl im Hinblick auf die Wirtschaftsordnung als auch auf die techni-
sche Entwicklung. In das Konzept der Willenserklärung als konstituierendes Ele-
ment des Vertrags im klassischen Sinne fließen schließlich auch sprachwissen-
schaftliche Regeln ein, ohne daß dies immer explizit gemacht wird. 

Für die Untersuchung ergibt sich damit eine doppelte Problemstellung. Zum ei-
nen sind die durch die Technik ausgelösten Veränderungen theoretisch zu erfassen 
und zu beschreiben. Zugleich soll diese Beschreibung an das Recht anschlußfähig 
sein und zu verwertbaren Erkenntnissen führen. Das Zitat von Norbert Bolz legt 
es nahe, die Systemtheorie als verbindende Theorie heranzuziehen. Hierbei ist 

9 Vgl. aus jüngerer Zeit nur Taupitz, AcP 196 (1996), 114, 166; Eidenmüller, Effizienz als 
Rechtsprinzip, Tübingen 1995, S. 450ff.; Drexl, Die wirtschaftliche Selbstbestimmung des Ver-
brauchers, Tübingen 1998, S. 162ff.; Kirchner, Ökonomische Theorie des Rechts, Berlin/New 
York 1997, S. 5ff., jeweils mit umfangreichen weiteren Nachweisen. Eingehend nunmehr auch 
Fleischer, Informationsasymmetrie im Vertragsrecht, München 2001, S.223ff. 

10 Vgl. Röhl, in: Festschrift für Helmut Schelsky, Berlin 1978. W. Schmidt, Zur sozialen Wirk-
lichkeit des Vertrages, Berlin 1983. Letzterer, S. 83, rechnet Kommunikationsmittel zur »kulturel-
len Matrix« als einer der »Wurzeln des Vertrages«. 

11 Vgl. Wieacker, Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsgesetzbücher, in: Wieacker, In-
dustriegesellschaft und Privatrechtsordnung, Frankfurt/Main 1974, S.9, 23ff.; Raiser, JZ 1958, 1 
2f. 
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nicht nur an die Luhmannsche Spielart und deren verschiedene Transformationen 
in die rechtliche Diskussion zu denken,12 sondern an die frühere allgemeine Sy-
stemtheorie,13 aber auch an spezifisch auf die technische Entwicklung zugeschnit-
tene Forschungszweige wie die Techniksoziologie.14 Es ist ja nicht von der Hand 
zu weisen, daß der Medienverbund, zu dessen Teil der Mensch wird, eine Vernet-
zung von Maschinen, Menschen und Institutionen darstellt, die sich im Grunde 
nur noch systemtheoretisch erfassen läßt. 

Ausgehend von der Konzeption eines »soziotechnischen Systems« als »inte-
grierte^) Handlungseinheit«15 kann man dann nach dem Verhältnis menschlicher 
Handlungsanteile zu technischen Operationen fragen und diese für eine Integra-
tion des Computereinsatzes in rechtliche Handlungskonzepte fruchtbar machen. 
Anknüpfen läßt sich dabei an die bisher in der wissenschaftlichen Diskussion ver-
tretenen »arbeitsteiligen« Konzepte der elektronischen Willenserklärung. Aus 
rechtlicher Sicht kann man aber nicht auf einer Gleichbehandlung beider Elemen-
te aufbauen, da der Mensch als Handlungssubjekt im Zentrum zivilrechtlicher Zu-
rechnung steht. In dem Zitat von Bolz kommt die Gefährdung durch die Entwick-
lung und Verbreitung von Informationstechnologie zum Ausdruck: Der Mensch 
droht in den Systemen bis zur Unkenntlichkeit zu verschwinden16 - für eine zivil-
rechtliche Handelnsordnung ist dies eine Sichtweise, die nicht akzeptabel ist. Für 
die Zurechnung des Technikeinsatzes im Bereich der Informationsverarbeitung 
und deren Ergebnisse sind vielmehr angemessene Kriterien zu finden, die den ver-
änderten Bedingungen elektronischer Kommunikation und der diesen entspre-
chenden Wertungen gerecht werden können. 

Auch für eine rechtsdogmatisch ausgerichtete Untersuchung kann man aber 
nicht an der Tatsache vorbeigehen, daß das Recht außerjuristische Anknüpfungs-
punkte in der Lebenswelt zugrundelegt und Lebenssachverhalte regelt, also mit ei-
ner normativen Ordnung »überzieht«. Von daher besteht die Aufgabe für die 
Rechtswissenschaft, wie Schapp es ausdrückt, für das Konzept der Willenserklä-
rung »ein gewisses Maß an lebensweltlichen Bezügen«17 sicherzustellen, und sei es 
nur im Interesse der Praktikabilität des Rechts. Während die Schriftlichkeit bereits 
eine Form der Strukturierung von Sprache darstellte, hat die Verbreitung der In-
formationstechnologie den Kommunikationsaspekt deutlich in Erscheinung tre-
ten lassen und Bedarf für eine Analyse des Vertragsrechts unter diesem Aspekt er-
zeugt. 

12 Teubner, Recht als autopoietisches System, Frankfurt/Main, 1989; Ladeur, Postmoderne 
Rechtstheorie, Berlin 1995, S. 107ff.; Gasser, in: Jb. Jg. Zivilrechtswissenschaftler 1998, S. 105, 
116ff. 

13 Vgl. Ropohl, Eine Systemtheorie der Technik, München/Wien 1979, S.49ff. 
14 Vgl. Rammert, Technik aus soziologischer Perspektive, Opladen 1993, S.9ff. 
15 Ropohl, Eine Systemtheorie der Technik, S. 181 f. 
16 Vgl. Wersig, Fokus Mensch, 1993, S.175, 182; Damm, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aß-

mann (Hrsg.), Öffentliches Recht und Privatrecht als wechselseitige Auffangordnungen, Baden-
Baden 1996, S. 85, 100. 

17 ]. Schapp, Grundfragen der Rechtsgeschäftslehre, S.49. 
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Eine an die Rechtsdogmatik anschlußfähige außerjuristische Theorie zur Be-
schreibung eines »Kommunikationsmodells« der Willenserklärung und seiner 
Veränderungen muß vom Individuum und dessen Handlungsfreiheit ausgehen. 
Eine solche Theorie läßt sich für das Vertragsrecht am ehesten in Bereichen finden, 
die sich mit Kommunikation und deren Veränderungen auseinandersetzen. Ent-
sprechend sollen hinsichtlich der beschreibenden Bestandteile Kommunikations-
wissenschaften, symbolischer Interaktionismus, Ethnomethodologie und Lin-
guistik auf ihre Verwertbarkeit für juristische Konstrukte hin untersucht werden. 
Willenserklärung ist nicht nur sprachliche Äußerung, sondern auch Handlung mit 
rechtlichen Folgen. Die kommunikationstheoretisch begründete Analyse der in-
formationstechnischen Entwicklung soll ein Bindeglied zur vertieften Behand-
lung rechtsdogmatischer Fragestellungen sein. 

Trotz aller notwendigen Bezüge auf außerjuristische Theorie soll es sich primär 
um eine rechtsdogmatische Untersuchung handeln, die sich auf die Entwicklung 
des Konzepts der elektronischen Willenserklärung richtet. Die Notwendigkeit da-
für ergibt sich aus den Besonderheiten der elektronischen Kommunikation, die 
durch Vereinheitlichung verschiedener kommunikativer Ausdrucksformen in ei-
nem digitalen Format auf Speicher- und Transportebene und durch Vernetzung 
zwischen Computern gekennzeichnet ist. Die mit der Einschaltung von Informa-
tionstechnologie verbundenen besonderen Risiken können sich auf den gesamten 
rechtsgeschäftlich relevanten Erklärungsvorgang auswirken. Auszugehen ist von 
einer weiten Definition der elektronischen Willenserklärung. Diese umfaßt 
rechtsgeschäftliche Erklärungen, bei deren Erstellung oder Übermittlung Infor-
mationstechnologie in Computernetzwerken eingesetzt wird.18 Der Einsatz elek-
tronischer Mittel kann dabei lediglich unterstützende Funktion haben, aber auch 
bis zu einem weitgehend vollautomatischem, programmgesteuerten Ablauf der 
entsprechenden Prozesse reichen. Mit steigendem Automatisierungsgrad ver-
stärkt sich auch die rechtliche Problematik. Die verschiedenen Abstufungen sind 
insoweit typologisch zu differenzieren. 

Ziel der Untersuchung ist dann die Integration der elektronischen Willenserklä-
rung in das innere und äußere System des Zivilrechts. Dies bestimmt auch den 
Gang der Darstellung. Zunächst soll ein Uberblick über die Besonderheiten der 
Kommunikation in elektronischen Märkten gegeben werden. Auf der Grundlage 
der herauszuarbeitenden Struktur der Willenserklärung bei nicht-elektronischer 
Kommunikation sollen die Besonderheiten elektronischer Kommunikation in ei-
ne rechtsdogmatische Ausformung der Konzeption der elektronischen Willenser-
klärung einfließen. Dies beinhaltet die Bildung des Tatbestands ebenso wie die 

18 Vgl. auch die Definition des electronic commerce von Zöllkau, C R 1998, 290: »Vornahme 
rechtsgeschäftlicher Transaktionen durch unternehmensinterne und -externe Kommunikation 
über dies ermöglichende Medien«; Smedinghoff, Online Law - The SPA's legal guide to doing bu-
siness on the Internet, 1996, S. 79: »a contract created wholly or in part through communications 
over computer networks. Thus, contracts can be created by e-mail, through Web sites, via electro-
nic data interchange and other techniques«. 
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Untersuchung weiterer relevanter Probleme der Rechtsgeschäftslehre. Für die Be-
handlung der bei elektronischer Kommunikation auftretenden Risiken sind beste-
hende rechtliche Lösungen zu überprüfen und fortzuentwickeln. Zum anderen 
sind Auswirkungen auf der Prinzipienebenen zu analysieren und die für die elek-
tronische Kommunikation relevanten Wertungen herauszuarbeiten. 

Neben der Behandlung von Einzelfragen der Rechtsgeschäftslehre sind auch 
spezifisch durch elektronische Kommunikation entstehende Ungleichgewichtsla-
gen und ein entsprechendes Bedürfnis nach Verbraucherschutz zu analysieren und 
angemessene Instrumente zu diskutieren. Besonders in diesem Bereich soll auch 
der durch den europäischen Gesetzgeber geschaffene rechtliche Rahmen für den 
elektronischen Geschäftsverkehr in die Untersuchung einbezogen werden, was 
auch eine gewisse Systematisierung erforderlich macht. Nicht außer acht lassen 
kann man dabei die Bedeutung flankierender technischer Maßnahmen, die auch 
im Hinblick auf eine rechtliche Absicherung hin zu untersuchen sind. Dies gilt be-
sonders für die elektronische Signatur und die dafür geschaffenen rechtlichen Re-
gelungen. Mit dem verstärkten Auftreten neuer automatisierter Koordinations-
formen stellt sich schließlich auch die Frage nach dem Vertragsmechanismus und 
der Angemessenheit des herkömmlichen vertragsrechtlichen Instrumentariums. 
Dies soll am Beispiel von automatisiertem Wertpapierhandel näher beleuchtet 
werden. 

Im Laufe der Erstellung dieser Arbeit haben sich nicht nur enorme Veränderun-
gen der Informationstechnologie ergeben, deren sichtbarste die Verbreitung des 
Internet als Grundlage des elektronischen Geschäftsverkehrs ist. Auch die Reak-
tionen des deutschen und europäischen Gesetzgebers ebenso wie entstehende M o -
dellgesetze auf internationaler Ebene 1 9 waren in die Untersuchung einzubeziehen. 
Die Schwierigkeiten dieser Arbeit sind damit angedeutet. 

Der Wert einer solchen Untersuchung erschöpft sich nicht in dem Versuch einer 
Integration der neuen Kommunikationsformen in den bestehenden rechtlichen 
Rahmen. Vielmehr kann sich dabei umgekehrt eine Perspektive von den außerjuri-
stischen Entwicklungen auf das Recht ergeben, die auch dazu genutzt werden 
kann, Struktur und Prinzipien des Vertragsrechts zu überdenken und neu zu be-
werten. 

Mit der Ausrichtung der Arbeit auf Grundlagen und Prinzipien des Vertrags-
rechts ebenso wie eine Fortbildung der rechtsdogmatischen Ausformung des 
Konzepts der Willenserklärung im elektronischen Kontext ist die Erwartung ver-

" U N C I T R A L Model Law on Electronic Commerce (1996), General Assembly, 51SI Session, 
Supp. N o . 17 (A/51/17) ; dazu v. Bernstorff, R I W 2000, 14 ,18f f . Ein U N C I T R A L - M o d e l l g e s e t z 
zu elektronischen Signaturen wurde am 29 .9 . 2000 angenommen und soll in Wien im Juni/Juli 
2001 verabschiedet werden. Besondere Bedeutung hat auch der U C I T A , der ursprünglich als spe-
zieller Abschnitt des U C C , dem U.S.-amerikanischen Handelsgesetz, geplant war, und die Be-
sonderheiten von Informationsverträgen regelt, vgl. Uniform Computer Information Transac-
tions Act, verabschiedet auf der Konferenz der National Conference of Commissioners on Uni -
form State Laws vom 2 3 . - 3 0 . 7 . 1 9 9 9 , Final Act with Comments vom 29 .9 . 2000, Text und weite-
res Material findet sich unter www.ucitaonline.com. 



8 1. Kapitel: Einleitung und Grundlegung 

bunden, daß der Untersuchung eine fortdauernde Bedeutung über tagesaktuelle 
Gesetzgebungsvorhaben hinaus zukommen kann. Gleichzeitig dient sie der Erar-
beitung eines Rahmens, der die Integration vom Gesetzgeber geschaffener neuer 
Regeln ebenso wie künftiger rechtsdogmatischer Lösungen für die Probleme der 
Informationstechnologie in das allgemeine Vertragsrecht erlaubt und so Kontinui-
tät und Widerspruchsfreiheit des äußeren und inneren Systems des Privatrechts 
stärken kann. 



§2 Kommunikation in Elektronischen Märkten 

Der Markt ist der Ort des Austausches von Gütern und Dienstleistungen und der 
Vertrag das Instrument der Koordination der Marktteilnehmer. In diesem Sinne 
können Märkte auch als Kommunikationsnetze aufgefaßt werden.1 Nach dem Be-
ginn mit einzelnen Systemen, etwa elektronische Börsen, computerisierte Reser-
vierungsysteme (CRS), Logistiksysteme und das Videotex-System,2 hat die Ent-
wicklung auch durch das Internet und den darüber ablaufenden elektronischen 
Handel (»ECommerce«) eine neue Qualität erhalten. Wegen der rasanten techni-
schen Entwicklung ist es für die vorliegende Untersuchung sinnvoll, auf der Basis 
entsprechender Forschungen in der Wirtschaftsinformatik zunächst Grundele-
mente und Strukturen elektronischer Märkte abstrakt herauszuarbeiten, um die 
technisch bedingten Veränderungen zu analysieren und für eine Untersuchung 
der rechtlichen Folgen verwertbar zu machen.3 

I. Das Konzept des Elektronischen Markts 

1. Allgemeine Beschreibung 

Das Konzept des elektronischen Markts bezeichnet die elektronische Unterstüt-
zung von Marktprozessen.4 Elemente eines solchen Marktes sind die Marktteil-

1 Vgl. M. Schmid, Kommunikationsmodelle für Elektronische Märkte und mögliche Infra-
strukturen zu deren Realisierung, Bamberg 1992, S. 78. 

2 Vgl. M. Schmid, Kommunikationsmodelle für Elektronische Märkte, S. 64. B. Schmid, 
Grundlagen und Entwicklungstendenzen Elektronischer Märkte, Bericht Nr. IM2000/CCEM/ 
20 vom 1.8. 1993, Hochschule St. Gallen, Institut für Wirtschaftsinformatik, S. 11 ff., gibt einge-
hende Erläuterungen implementierter Systeme. 

3 Hier ließ sich bereits früh auf kommunikationstheoretische bzw. ökonomische Untersu-
chungen am Kompetenzzentrum Elektronische Märkte des Instituts für Wirtschaftsinformatik 
der Universität St. Gallen zurückgreifen, vgl. M. Schmid, Kommunikationsmodelle für Elektro-
nische Märkte; B. Schmid, Grundlagen und Entwicklungstendenzen Elektronischer Märkte, Be-
richt IM2000/CCEM/20 vom 1.8. 1993; M. Schmid/S. Zbornik, Kommunikationsmodelle und 
Architekturkonzepte für Elektronische Märkte, Bericht Nr. IM2000/CCEM/12 vom 9.7. 1991, 
Hochschule St. Gallen, Institut für Wirtschaftsinformatik; N. Krähenmann, Ökonomische Ge-
staltungsanforderungen für die Entwicklung elektronischer Märkte, Bamberg 1994. 

4 Vgl. Krähenmann, Ökonomische Gestaltungsanforderungen für die Entwicklung elektroni-
scher Märkte, S. 202. Zur Unterscheidung von elektronischen Märkten im engeren und weiteren 
Sinne vgl. B. Schmid, Grundlagen und Entwicklungstendenzen Elektronischer Märkte, S., S. 8f. 
Zur informationstechnischen Unterstützung der Teilphasen vgl. M. Schmid, Kommunikations-
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nehmer und deren wirtschaftliche Beziehungsstrukturen untereinander (Markt-
konfiguration) sowie die Organisation der Koordinationsinstitutionen und die in-
stitutionalisierten Marktprozesse.5 Informations- und Kommunikationsprozesse 
lassen sich durch Übertragung auf ein maschinelles Interaktionsmedium besser in 
betriebliche Prozesse integrieren, wobei der Grad möglicher Automatisierung un-
terschiedlich ist. Während dies bei Informationen als Transaktionsobjekten mög-
lich ist, sind Produkte noch physisch zu übertragen und auch Zahlungsvorgänge 
sind noch nicht vollständig automatisierbar. 

Grob lassen sich die elektronisch zu unterstützenden Marktprozesse nach 
Transaktionszyklen in drei Phasen einteilen: 

- Informationsphase 
- Kontrahierungsphase 
- Abwicklung und Vollzug.6 

Etwas differenzierter lassen sich auch fünf Phasen unterscheiden: 
- Marktinformationsbeschaffung 
- Marktpartnersuche 
- Partnerinformationsbeschaffung 
- Vertragsaushandlung 
- Transaktionsabwicklung.7 

In diesen Phasen fallen in unterschiedlichem Umfang Aktivitäten der Informa-
tionserzeugung, -suche, -Verbreitung und -auswertung an, die zu einer Abstim-
mung der Pläne der Einzelnen und damit zu einem dezentral gesteuerten Koordi-
nationsprozeß führen.8 

2. Technische Struktur 

In vereinfachter Form läßt sich die Struktur eines elektronischen Markts als phy-
sisch verteilte Stationen, die durch Kommunikationsnetze miteinander verbunden 
sind, kennzeichnen.9 Stationen können Marktteilnehmer oder Marktdienste sein. 

modelle für Elektronische Märkte, S. 23ff.; Krähenmann, Ökonomische Gestaltungsanforderun-
gen für die Entwicklung elektronischer Märkte, S.220ff. Da das Konzept des elektronischen 
Marktes hier nur zur Verdeutlichung des technischen und ökonomischen Hintergrunds angeführt 
wird, kommt es auf eine exakte Abgrenzung nicht an, vgl. dazu Krähenmann, Ökonomische Ge-
staltungsanforderungen für die Entwicklung elektronischer Märkte, S. 13 ff., 210, 218 f.; M. 
Schmid, Kommunikationsmodelle für Elektronische Märkte, S.20ff. 

5 Vgl. Krähenmann, Ökonomische Gestaltungsanforderungen für die Entwicklung elektroni-
scher Märkte, S.202f. 

6 Vgl. Krähenmann, Ökonomische Gestaltungsanforderungen für die Entwicklung elektroni-
scher Märkte, S. 162; Picot/Reichwald/Wigand, Die grenzenlose Unternehmung, S.316ff. 

7 Vgl. M. Schmid, Kommunikationsmodelle für Elektronische Märkte, S. 78ff., der den dazuge-
hörigen Ebenen bestimmte Marktstrukturen zuordnet sowie Inhalt und Form der ausgetauschten 
Informationen und Anforderungen an die Kommunikationskanäle auflistet. 

8 Vgl. Krähenmann, Ökonomische Gestaltungsanforderungen für die Entwicklung elektroni-
scher Märkte, S. 164. 

9 Vgl. M. Sloman/J. Kramer, Verteilte Systeme und Rechnernetze, deutsche Ausgabe, Hanser 
Wien, Prentice-Hall Int. Inc. London, 1988, S. 1-5. 
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